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Hinweis: 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 BauGB kann von der Unterrichtung und Erörte-
rung abgesehen werden, wenn diese bereits zuvor auf einer anderen Grundlage er-
folgt ist. 
Eine frühzeitige Beteiligung der Änderung des Flächennutzungsplans wäre inhaltlich 
lediglich eine formale Wiederholung der für das Bebauungsplanverfahren durchge-
führten frühzeitigen Beteiligung. 
Die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB für das 
parallel betriebene Bebauungsplanverfahren wird daher als frühzeitige Beteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB für das Änderungsverfahren des 
Flächennutzungsplans gewertet. 

 
 
 
 
I/A Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
I/A 1.  Keine Äußerungen 
 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch öffentlichen Aus-
hang ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf 
Grundlage des § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom 28.09.2018 bis 12.10.2018 
im Verwaltungsgebäude der Stadt Leverkusen (Elberfelder Haus, Hauptstraße 
101) und über die Internetseite der Stadt Leverkusen. 

 

Insgesamt sind keine schriftlichen oder sonstigen Stellungnahmen von Seiten 
der Öffentlichkeit beim Fachbereich Stadtplanung eingegangen.  
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I/B Äußerung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 1: Bezirksregierung Arnsberg 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden hinsichtlich bergbaulicher Einwirkungen keine Anregun-
gen vorgebracht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 - Immissionsschutz 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 3: Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) 
 

 
 



 
_________20. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich „Rennbaumstraße“ in Opladen______________________________                                                 

Seite 9 
 

 



 
_________20. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich „Rennbaumstraße“ in Opladen______________________________                                                 

Seite 10 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
Im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren wird ein entsprechender Hinweis 
auf den konkreten Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militäreinrichtungen, auf eine 
Überprüfung der zu überbaubaren Flächen, auf Kampfmittel und auf die Durchfüh-
rung einer Sicherheitsüberprüfung bei Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen 
Belastungen in den Bebauungsplan aufgenommen - in Verbindung mit allgemeinen 
Hinweisen zum Umgang mit potenziellen Kampfmittelfunden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen wird im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren gefolgt.  
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I/B 4: Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 - Verkehr 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Der Träger wird am wei-
teren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 5: Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Die Untere Wasserbe-
hörde der Stadt Leverkusen wurde bereits gesondert am Verfahren beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 6: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der  
Bundeswehr 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 7: Deutsche Bahn AG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht.  
 
Im Rahmen des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens wurde bereits eine 
schalltechnische Untersuchung u. a. hinsichtlich des Schienenverkehrslärms durch-
geführt und die Ergebnisse im parallel betriebenen Bebauungsplan berücksichtigt 
bzw. entsprechende Festsetzungen getroffen, die im Rahmen von Baugenehmi-
gungsverfahren einzuhalten sind.  
Entschädigungsansprüche gegenüber der Deutschen Bahn werden hinsichtlich der 
Plangebäude folglich nicht geltend gemacht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: Rheinisch-Bergischer-Kreis 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Zur Sicht der Unteren Naturschutzbehörde 
Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde werden keine Anregungen eingebracht.  
 
Zur Sicht des Artenschutzes 
Die Untersuchung möglicher Betroffenheit des Artenschutzes ist in einer artenschutz-
rechtlichen Prüfung sowie einer fischkundlichen Untersuchung erfolgt. Im Ergebnis 
wurden Planungsempfehlungen sowie artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnah-
men in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Mit Umsetzung des Bebauungsplanes können somit wesentliche negative Auswir-
kungen auf Flora und Fauna (Pflanzen und Tiere) ausgeschlossen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 9: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Ziel des parallel betriebenen Bebauungsplanes ist es u. a., den heute vorhandenen, 
provisorischen Kreisverkehr auszubauen und damit die Leichtigkeit des Verkehrs 
(einschließlich des motorisierten ÖPNV) sowie die Leistungsfähigkeit der Straßenab-
schnitte zu gewährleisten.  
 
Dem parallel betriebenen  Bebauungsplan liegt eine qualifizierte Straßenentwurfs-
planung zum Ausbau des Kreisverkehrs zugrunde, sodass auch eine richtlinienkon-
forme Befahrung des geplanten Kreisverkehrs mit Linienbussen des ÖPNV gewähr-
leistet werden kann. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde ein Verkehrs-
gutachten erarbeitet; demzufolge ergibt sich eine Verbesserung der Verkehrsqualität 
der untersuchten Verkehrsknoten bzw. einzelner Verkehrsarme.  
 
Auf Ebene des parallel betriebenen Bebauungsplanes kann davon ausgegangen 
werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes positive Effekte auf die Umlauf-
zeiten bzw. insgesamt auf den Buslinienverkehr einhergehen. Eine Betroffenheit des 
ÖPNV wird daher nicht erkannt.  
 
Der Rheinisch-Bergische Kreis (Amt für Personennahverkehr) als ÖPNV-
Aufgabenträger wurde bereits gesondert am Verfahren beteiligt; eine Stellungnahme 
wurde nicht eingebracht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 10: Stadt Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Nachbarkommune werden keine Anregungen vorgebracht.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 11: Stad Monheim 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Nachbarkommune werden keine Anregungen vorgebracht. Die Stadt 
Monheim wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 12: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Es wird ein entsprechender Hinweis auf die Erdbebenzone 0 und die geologische 
Untergrundklasse T in den parallel betriebenen Bebauungsplan aufgenommen. Auf 
die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 
4149:2005 und der entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird verwiesen. 
 
Der Entwässerungsnachweis erfolgt im Bauantragsverfahren. Auf Ebene der Bauleit-
planung kann davon ausgegangen werden, dass die Niederschlagswasserbeseiti-
gung von Privatgrundstücken – im Falle der Nicht-Versickerungsfähigkeit der Böden 
weiterhin über die städtischen Abwasserkanäle erfolgen kann. 
 
Die Abwasserbeseitigung der öffentlichen Straßen erfolgt aufgrund der potenziell be-
lasteten Niederschläge per Einleitung in das Kanalnetz.  
 
Der Träger wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen zur Erdbebengefährdung wird im parallel betriebenen Bebauungs-
planverfahren gefolgt. Ein Hinweis zur Erdbebengefährdung wird in den parallel be-
triebenen Bebauungsplan aufgenommen. 
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I/B 13: Industrie und Handelskammer zu Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Der Träger wird am wei-
teren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 14: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Bonn 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb des Plangebietes keine Bodendenk-
mäler bekannt. 
Um den Belangen der Bodendenkmalpflege Rechnung tragen zu können, wird im 
parallel betriebenen Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis nach §§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG) zum Umgang bei möglichen Bodendenkmal-
funden aufgenommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen wird im parallel betriebenen Bebauungsplan gefolgt. 
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I/B 15: NABU – Stadtverband Leverkusen, BUND Bund für Umwelt und Naturschutz  
 Deutschland e.V. und LNU Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
zu 1) 
Im Rahmen des im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens wurde bereits ein 
fischkundliches Gutachten erarbeitet. Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass 
mit Umsetzung des Bebauungsplanes keine wesentlichen negativen Auswirkungen 
auf die Fischfauna des Wiembaches zu erwarten sind.  
 
zu 2) 
Im Rahmen des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens wurde eine arten-
schutzrechtliche Prüfung durchgeführt und dabei ein Vorkommen der Wasseramsel 
im Plangebiet als Nahrungsgast festgestellt. Insbesondere aufgrund dessen wurden 
die in der Artenschutzprüfung formulierten Vermeidungsmaßnahmen in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass mit Einhal-
tung der Vermeidungsmaßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einhergehen.  
 
zu 3) 
Die Stellungnahme ist nicht unmittelbar Gegenstand des parallel betriebenen Bebau-
ungsplanverfahrens.  
 
Im Rahmen des fischkundlichen Gutachtens (siehe oben) wurde aus artenschutz-
rechtlichen Gründen gutachterlich empfohlen, die Rauigkeit der Sohle des Durch-
lassbauwerks zu erhöhen, um insbesondere die Fließgeschwindigkeit in diesem Be-
reich zu optimieren. Dieser gutachterlichen Empfehlung wird mit Umsetzung des Be-
bauungsplanes gefolgt, sodass davon ausgegangen werden kann, dass hierdurch 
ein positiver Effekt auf den gegenständlichen Sachverhalt einhergeht.  
 
Die Stellungnahme wird an das zuständige Fachamt bzw. an den Wasserverband zur 
Prüfung weitergeleitet, um ggf. heute möglicherweise vorhandene Sedimentablage-
rungen oder sonstige Ablagerungen im Bereich des Durchlassbauwerks kurzfristig zu 
beseitigen bzw. langfristig geeignete Maßnahmen einzuleiten um künftigem Fäulnis-
geruch vorzubeugen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 16: Wupperverband 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Ein Gutachten zur Hochwassersituation wurde erarbeitet und im Rahmen der Bau-
leitplanung berücksichtigt. Außerdem wurde ein fischkundliches Gutachten erstellt, 
das ebenfalls im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt wird.  
 
Im Ergebnis der Hochwasseruntersuchung wird festgestellt, dass die hydraulische 
Leistungsfähigkeit im Bestand bei einem hundertjährlich Hochwasserereignis keine 
Ausuferungen des Wiembachs hervorruft. Erst bei einem seltenen, extremen Hoch-
wasserereignis tritt der Wiembach nordwestlich des Kreisverkehrs über die Ufer. Die-
se Überschwemmungsbereiche sind aus Rückstaueffekten des weiter flussabwärts 
verorteten Durchlassbauwerks am Bahndamm begründet. Südöstlich des Kreisver-
kehrs ergeben sich innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes auch bei 
einem extremen Hochwasserstand keine Überflutungsbereiche.  
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Bereiche außerhalb des Geltungsbereiches des parallel betriebenen Bebauungspla-
nes sind nicht unmittelbar Gegenstand der vorliegenden Planung. Die Belange zum 
Schutzgut Wasser wurden dennoch berücksichtigt. Unabhängig vom Bauleitplanver-
fahren wird auch im vorliegenden fischkundlichen Untersuchung auf die zahlreichen 
Quer- und Kreuzungsbauwerke im Wiembach im weiteren Umfeld des Plangebiets 
hingewiesen. In diesem Zusammenhang wird empfohlen, die Gewässersituation des 
Wiembachs gemeinsam mit den zuständigen Fachbehörden und dem Wupperver-
band zu untersuchen und großräumige Lösungsansätze insbesondere für die be-
nannten Engstellen der Durchlassbauwerke an der Talstraße und am Bahndamm zu 
erarbeiten. Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurden bereits Untersu-
chungen durchgeführt und erforderliche Maßnahmen im Sinne von Wasserrahmen-
richtlinie und Wasserhaushaltsgesetzt (Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
WHG) abgeleitet.  
 
Eine tiefergehende Untersuchung der Drosselwirkung des Durchlassbauwerks Tal-
straße ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Sofern Anpassungen an 
diesem Brückenbauwerk vorgenommen werden, ist im Rahmen der Genehmigung 
ein erneuter Nachweis der Hochwasserneutralität in den angrenzenden Bereichen zu 
erbringen. Im Bereich des Geltungsbereiches zwischen Talstraße und Durchlass-
bauwerk am Kreisverkehr liegt der aktuell berechnete extreme Hochwasserstand des 
Wiembachs noch rund 1 m unterhalb des Geländes, sodass hier kleinere Wasser-
spiegelansteige schadensfrei verkraftet werden können. Eine Querschnittsvergröße-
rung des Durchlassbauwerks am gegenständlichen Kreisverkehr ist den dargestellten 
Ergebnissen aus der Untersuchung der Hochwassersituation nicht erforderlich.  
 
Der Informationspflicht gemäß § 79 Wasserhaushaltsgesetz wird Rechnung getragen 
und das festgesetzte Überschwemmungsgebiet des Wiembachs nachrichtlich im pa-
rallel betriebenen Bebauungsplan dargestellt sowie ein Hinweis in den parallel be-
triebenen Bebauungsplan aufgenommen, dass eine hochwasserangepasste Bauwei-
se (z. B. Unterkellerung mit der Herstellung einer schützenden Abdichtung (weiße 
Wanne), Anordnung von Kelleröffnungen wie Lichtschächten, Fenstern und Lüf-
tungsanlagen von Tiefgaragen oberhalb des Höchstwasserstandes oder druckwas-
serdichte Ausführungen, Auftriebssicherungen von Öltanks) empfohlen wird. Auswir-
kungen auf die menschliche Gesundheit können aufgrund des potenziell selten auf-
tretenden Hochwasserereignisses (HQextrem „Jahrtausendhochwasser“) aber aus-
geschlossen werden. 
 
Um den ökologischen und chemischen Zustand des Gewässers gemäß Verschlech-
terungsgebot nach § 27 Wasserhaushaltsgesetz zu erhalten und zu verbessern so-
wie die Durchwanderbarkeit für Fische sowie aquatische Kleinstlebewesen (Mak-
roozobenthos) zu erleichtern, soll die Rauigkeit der Sohle des Durchlassbauwerks 
erhöht und damit die Fließgeschwindigkeit des Gewässers reduziert werden. Hierzu 
wird vorgeschlagen, die Fließgeschwindigkeit durch ein Raugerinne mit Störsteinen 
oder künstlichen Elementen im Bereich des Durchlassbauwerks und darüber hinaus 
flussaufwärts in Richtung Talstraße zu reduzieren.  
 
Die hydraulische Leistungsfähigkeit wird in Folge einer Umgestaltung im beschriebe-
nen Abschnitt von rund 93 m ab bestehender, nördlicher Kante des Durchlassbau-
werks nicht wesentlich verändert. In der Worst-Case-Betrachtung für den Nachweis 
der Hochwasserneutralität wurde von einer noch höheren Rauigkeit ausgegangen, 
die im Ergebnis keine Vergrößerung im Vergleich zur im Bestand vorhandenen, ge-
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ringen Ausdehnung der ermittelten Überflutungsflächen führt. Das Retentionsvolu-
men wird durch die Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich nicht reduziert. 
 
Die geplante, geringfügige Verlängerung des Durchlassbauwerks aus straßenbauli-
chen Zwängen im Zuge des Ausbaus des Kreisverkehrs führt zu einer marginalen, 
zusätzlichen Verdunklung in diesem Abschnitt des Wiembachs. Im Rahmen des 
fischkundlichen Gutachtens wird auf vergleichbare Gewässeruntersuchungen ver-
wiesen, in denen bestätigt werden konnte, dass eine solche Beschattung für Fische 
kein Wanderungshindernis darstellt. Allein die veränderten Lichtverhältnisse im 
Durchlassbauwerk werden nicht zu einer Verschlechterung der ökologischen Durch-
gängigkeit führen. Eine Öffnung der Kreisverkehrsmitte ist somit weder aus arten-
schutzrechtlicher Sicht noch aus verkehrstechnischer und wirtschaftlicher Sicht zu 
begründen.  
 
Durch die Umsetzung von Maßnahmen an der Beschaffenheit der Sohle des Wiem-
bachs wird es den relevanten Arten erleichtert, sich im Durchlassbauwerk zu orientie-
ren und dieses gegen die Strömung zu durchschwimmen. Die Bestandsituation wird 
für die Migration talaufwärts maßgeblich verbessert, außerdem können tiefere Berei-
che und Ruhezonen für leistungsschwache Individuen entstehen. Die Empfehlung 
der genannten Maßnahmen berücksichtigt neben gewässerökologischen Aspekten 
auch die technische Umsetzbarkeit und Nachhaltigkeit. 
 
Durch die Festsetzung von Grünflächen mit der Zweckbestimmung Bachtal (nördlich 
des Kreisverkehrs) und Bachbegleitgrün (südlich des Kreisverkehrs) sowie die mit 
diesen Grünflächen verbundenen Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Entwick-
lung von Natur und Landschaft werden die Uferrandstreifen des Wiembachs pla-
nungsrechtlich gesichert und eine Gestaltung vorbereitet. Im Bereich südlich des 
Kreisverkehrs kann die private Grünfläche planungsrechtlich ausgedehnt werden. 
Durch eine Rücknahme der versiegelten Flächen an der südlichen Zufahrt zum 
Grundstück Rennbaumstraße 58 kann dieser Bereich zukünftig als ergänzendes 
Bachbegleitgrün entwickelt werden. 
 
Weitere Abstimmungen, zur Umsetzung der Maßnahmen im Bereich des Wiembachs 
sollen im Genehmigungsverfahren erfolgen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Den Hinweisen zur Sohlgestaltung und zur Anlage/Ausweisung/Sicherung von Ufer-
randstreifen für den Wiembach wird im parallel betriebenen Bebauungsplan gefolgt.  
 
Der Anregung zur Querschnittsvergrößerung des Durchlassbauwerks aus Hochwas-
serschutzgründen sowie zur Belichtung im Bereich des Tunnels wird im parallel be-
triebenen Bebauungsplan nicht gefolgt.  
 
Die Äußerungen zur Drosselwirkung des Durchlassbauwerks an der Talstraße sowie 
zum Fischbestand im Wiembach werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 17: Polizeipräsidium Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht.  
Das Beratungsangebot des Polizeipräsidiums Köln ist nicht unmittelbar Gegenstand 
der Bauleitplanung und wird wohlwollend an die zuständige Bauaufsichtsbehörde 
weitergeleitet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 18: Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Köln 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
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Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Die Belange des Was-
ser- und Schifffahrtsamtes Köln sind nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 19: Amprion 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Versorgungsleitungen 
des Trägers sind nicht betroffen. Die weiteren Versorgungsträger wurden bereits ge-
sondert am Verfahren beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 20: Deutsche Telekom Technik GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Die vorhandenen Versorgungsanlagen des Trägers sind planungsrechtlich über die 
Festsetzungen des parallel betriebenen Bebauungsplanes als öffentliche Straßen-
verkehrsflächen gesichert.  
Im Rahmen der den Baulietplanverfahren nachgelagerten Straßenausbauplanung 
wird der Träger an den weiteren Planungen beteiligt. Für mögliche Versorgungslei-
tungen innerhalb von privaten Grundstücken wird der Träger im Rahmen von nach-
gelagerten Baugenehmigungsverfahren an der Hochbauplanung beteiligt.  
 
Auf Ebene des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens kann davon ausge-
gangen werden, dass mit der Einbeziehung des Trägers an der Ausführungsplanung 
keine Betroffenheiten vorliegen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 21: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co.KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Der parallel betrieben Bebauungsplan bereitet den Endausbau des Kreisverkehrs 
sowie die erforderliche Anpassung von straßenbaulichen Nebenanlagen (Ver-/Ent-
sorgungsnetz, Gehwege etc.) planungsrechtlich vor. Die Energieversorgung Lever-
kusen (EVL) wird im Rahmen der weiteren Erschließungs- und Ausführungsplanung 
frühzeitig beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. Eine Berücksichtigung der Stel-
lungnahme erfolgt außerhalb der Bauleitplanverfahren im Rahmen der weiteren 
Straßenplanung.  
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I/B 22: E-Plus Gruppe 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Richtfunktrassen des 
Trägers sind nicht betroffen. Der Träger wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 23: Ericsson GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Die Deutsche Telekom 
wurde bereits gesondert am Verfahren beteiligt. Der Träger wird am weiteren Verfah-
ren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 24: Evonik 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Versorgungsleitungen 
des Trägers sind nicht betroffen. Der Träger wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 25: Gascade 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Planexterne Kompensa-
tionsmaßnahmen sind im parallel betriebenen Bebauungsplanverfahren nicht vorge-
sehen. Der Träger wird am weiteren Verfahren beteiligt. Die weiteren Versorgungs-
träger wurden bereits gesondert am Planverfahren beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 26: Nord-West-Ölleitung NWO 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
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Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Versorgungsleitungen 
des Trägers sind nicht betroffen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 27: PLEDOC 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Versorgungsanlagen 
des Versorgungsträgers sind nicht betroffen. Eine Änderung des Geltungsbereiches 
ist nach derzeitigem Stand nicht vorgesehen. Der Träger wird am weiteren Verfahren 
beteiligt. Die weiteren Versorgungsträger wurden bereits gesondert am Planverfah-
ren beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 28: Unitymedia 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Die vorhandenen Versorgungsanlagen des Trägers sind planungsrechtlich über die 
Festsetzungen des parallel betriebenen Bebauungsplanes als öffentliche Straßen-
verkehrsflächen gesichert.  
Im Rahmen der zu den Bauleitplanverfahren nachgelagerten Straßenausbauplanung 
wird der Träger an den weiteren Planungen beteiligt. Für mögliche Versorgungslei-
tungen innerhalb von privaten Grundstücken wird der Träger im Rahmen von nach-
gelagerten Baugenehmigungsverfahren an der Hochbauplanung beteiligt.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanverfahren kann davon ausgegangen werden, dass mit der 
Einbeziehung des Trägers an der Ausführungsplanung keine Betroffenheiten vorlie-
gen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 29: Thyssengas 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
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Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Es sind keine Gasfern-
leitungen des Versorgungsträgers betroffen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 30: Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Trägers werden keine Anregungen vorgebracht. Versorgungsanlagen 
des Versorgungsträgers sind nicht betroffen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 31: Fachbereich 32 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Im Zuge des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens sind gutachterlich ver-
tiefte Untersuchungen durchgeführt worden. 
 
Zu Natur- und Landschaft/Artenschutz  
Es wird bestätigt, dass ein Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet nordwestlich des 
Kreisverkehrs im Rahmen der Bauleitplanung nicht vorbereitet wird.  
 
Es ist lediglich eine Verlängerung des Durchlassbauwerks des Wiembachs um 0,8 m 
vorgesehen. Im Zuge der Ausbauplanung des Kreisverkehrs und mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes sind, damit abhängig von der Ausführung der weiteren Verlänge-
rung (insbesondere der Beschaffenheit von Sohle und Widerlager), keine wesentli-
chen negativen Auswirkungen hinsichtlich der ökologischen Durchgängigkeit im Ver-
gleich zur Bestandsituation zu erwarten. Dem Verschlechterungsverbot wird gefolgt.  
 
Ein fischkundliches Gutachten zum Wiembach wurde inzwischen erarbeitet. Im Er-
gebnis geht aus dem Gutachten hervor, dass die Durchlässigkeit des Konstruktions-
bauwerks im Bestand aufgrund der hohen Fließgeschwindigkeiten bereits deutlich 
eingeschränkt ist. Dies ist auf die bestehende Sohlstruktur und das Querprofil zu-
rückzuführen. Auf Basis von Befischungsergebnissen ergeben sich deutliche Hinwei-
se auf eine unzureichende Durchwanderbarkeit des Wiembachs für Fische, die auch 
auf die Anzahl der Quer- und Kreuzungsbauwerke (Brücken) im weiteren Umfeld des 
Plangebiets zurückzuführen ist. Für die Umgestaltung des Durchlassbauwerks im 
Zuge der Erweiterung des Kreisverkehrs werden im zweiten Teil der fischkundlichen 
Untersuchung folgende Umsetzungsmaßnahmen empfohlen: Herstellung eines Rau-
gerinnes mit Störsteinen oder künstlichen Rauheitselementen. Mit diesen Maßnah-
men soll die Fließgeschwindigkeit im Durchlass sohlenah reduziert werden und die 
Fließtiefe erhöht werden.  
 
Mit Umsetzung des parallel betriebenen Bebauungsplanes können wesentliche ne-
gative Auswirkungen auf die Fischfauna ausgeschlossen werden. 
 

Im Ergebnis der Artenschutzprüfung wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung 
von Vermeidungsmaßnahmen und Durchführung eines Risikomanagements durch 
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die Aufstellung des parallel betriebenen Bebauungsplanes Nr. 221/II mit hoher 
Wahrscheinlichkeit keine Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG vorbereitet wer-
den. 

 
Da demnach keine Fortpflanzungs-, Ruhestätten oder essenzielle Lebensraumstruk-
turen von planungsrelevanten Vogel-, Amphibien-, Fisch- und Säugetierarten oder 
Insekten betroffen sind, sowie von keiner Erhöhung der Störungsintensität auszuge-
hen ist, sind die Wirkungen des Vorhabens auf diese Artengruppen vertretbar. Es 
werden keine hochwertigen Lebensraumstrukturen überplant. Durch den Bebau-
ungsplan erfolgt kein Eingriff in Flächen und Strukturen, denen bei sachgemäßer 
Entwicklung eine hohe Bedeutung als Lebensraum zukommt.  
 
Es konnte im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung nicht abschließend aus-
geschlossen werden, dass hinsichtlich Europäischer Vogelarten (sog. Allerweltsar-
ten) und etwaiger Fledermausvorkommen Fortpflanzungs-, Ruhestätten oder essen-
zielle Lebensraumstrukturen im Plangebiet vorhanden sind. 
 
Es sind daher Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen vorgesehen, um die Aus-
wirkungen auf Bestandsstrukturen abzuschwächen. 
 
 
Zu Klima/Luft  
Eine gutachterliche Abklärung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Kaltluftab-
fluss der Frisch-/Kaltluftschneise des Wiembaches/Ölbaches im Zuge des Ausbaus 
des Kreisverkehrs und der im Rahmen des Bebauungsplanes vorbereiteten neuen, 
bis zu viergeschossigen Bebauung südwestlich und südöstlich des Kreisverkehrs ist 
erfolgt.  
Anhand von digitalen Kaltluftberechnungen für die bestehende und die zukünftige 
Situation im Umfeld des Plangebiets wurden die Veränderungen anhand von Kenn-
größen (Kaltluftschichtdicke, Kaltluftgeschwindigkeit und Kaltluftvolumenstrom) beur-
teilt. Im Ergebnis zeigt sich, dass durch die Realisierung des Vorhabens keine bzw. 
nur geringe Auswirkungen zu erwarten sind. Die Strömungsgeschwindigkeit wird sich 
im Südwesten des Plangebiets leicht erhöhen, im Westen ist mit einer leichten Redu-
zierung zu rechnen. Auch für den Kaltluftvolumenstrom werden innerhalb des Plan-
gebiets sowohl leichte Zu- als auch Abnahmen prognostiziert, die sich in Summe die 
Waage halten. Die Geländeoffenheit des Plangebiets wird mit der geplanten Nach-
verdichtung nicht wesentlich beeinträchtigt, eine Schwächung der Frisch-
/Kaltluftschneise des Wiembachs/Ölbachs wird sich aus der Realisierung des Plan-
vorhabens nicht ergeben und eine Beeinflussung des Luftaustauschs kann auch über 
die Grenzen des Plangebiets hinaus ausgeschlossen werden.  
 
Auch eine lufthygienische Untersuchung wurde erstellt. Die Berechnung der Luft-
schafstoffausbreitung wurden anhand eines digitalen Ausbreitungsmodells durchge-
führt. Die so ermittelten Immissionen berücksichtigen den für das Jahr 2025 prognos-
tizierten Straßenverkehr sowie eine großräumige Hintergrundbelastung (Immissionen 
von Industrie/Gewerbe, Hausbrand oder häusliche Schadstoffimmissionen auch au-
ßerhalb des Untersuchungsraums) als Worst-Case-Szenario.  
 
Im Ergebnis konnte eine deutliche Einhaltung der Grenzwerte für die Jahresmittel-
werte der relevanten Luftschafstoffe Feinstaub (PM10 und PM 2,5) und Stickstoffdi-
oxid (NO2) gemäß 39. BImSchV nachgewiesen werden. Sowohl bei Betrachtung der 
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bestehenden Bebauungssituation und ohne Veränderung der Straßenführung, als 
auch in der zukünftigen Situation nach Umsetzung des Bebauungsplanes und End-
ausbau des Kreisverkehrs ist weder eine Überschreitung der Grenzwerte für Jahres-
mittelwerte oder Kurzzeitbelastungen an den Bestandsgebäuden noch an den ge-
planten Neubauten zu erwarten.  
 
Die Bauleitpläne tragen dem Ziel der Innenentwicklung und der kleinteiligen Arron-
dierung des Siedlungsrands gegenüber dem Kreisverkehr und den Grünräumen des 
Wiembachtals Rechnung. Mit der Schließung der baulichen Flucht an der Renn-
baumstraße wird eine Aufwertung des städtebaulichen Erscheinungsbilds und eine 
attraktive bauliche Fassung des Kreisverkehrs vorbereitet. Ziel ist die Aktivierung 
brachgefallener Grundstücke für wohnbauliche und teils gewerbliche Nutzungen. Die 
im Rahmen der Bauleitplanung vorbereitete Nachverdichtung im Bereich des Alt-
standorts Rennbaumstraße 58 betrifft bereits im Bestand bebaute und großflächig 
versiegelte Grundstücksflächen. Mit einer Aufweitung der bestehenden privaten 
Grünfläche im Südwesten des Plangebiets kann eine Erweiterung des Bachbegleit-
grüns hergestellt werden, die als Retentionsraum für den Wiembach dient und damit 
auch kleinklimatische Funktionen im Umfeld des Plangebiets erfüllt.  
Anhand der im Zuge des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens erarbeiteten 
Gutachten kann ausgeschlossen werden, dass die zukünftige Bebauung einen Stra-
ßenschlucht-Charakter an der Rennbaumstraße bewirkt. Der Luftaustauch innerhalb 
des Plangebiets und darüber hinaus wird durch die Umsetzung des Vorhabens nicht 
maßgeblich beeinflusst. Es kommt nicht zu Grenzwertüberschreitungen gemäß 39. 
BImSchV. 
 
 
Zu Vorbeugender Immissionsschutz  
Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde die im Bestand durch Stra-
ßen- sowie Schienenverkehrslärm und Gewerbelärm vorbelastete Plangebietssituati-
on daher analysiert und im Hinblick auf den Ausbau des Kreisverkehrs und die zu-
künftige Verkehrssituation in Opladen beurteilt.  
 
Im Ergebnis des Schallgutachtens lässt sich feststellen, dass die Orientierungswerte 
der DIN 18005 tags/nachts für ein Allgemeines Wohngebiet überschritten werden.  
 
Die im Plangebiet vorhandene und den Bereich prägende Wohnnutzung gilt dem-
nach als durch Schienen- und Straßenverkehr lärmvorbelastet. 
 
In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden 
Verkehrswegen und Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oft nicht ein-
halten. Die in der DIN 18005 aufgeführten Werte sind nicht als Grenzwerte zu ver-
stehen, der Belang des Schallschutzes unterliegt im Einzelfall der Abwägung gegen-
über anderen Belangen, daher werden im Bebauungsplan Festsetzungen zum pas-
siven Schallschutz gemäß DIN 4109 sowie zu Schalldämmlüftung in Schlafräumen 
und zu Außenwohnbereichen getroffen. Im Baugenehmigungsverfahren ist ein 
Schallschutznachweis zu erbringen.  
 
Die auf das Plangebiet einwirkenden Lärmimmissionen sind im Wesentlichen auf 
Straßen- und Schienenverkehrslärm zurückzuführen. (Hinsichtlich des auf das Plan-
gebiet einwirkenden Gewerbelärms werden sowohl tags als auch nachts die Immis-
sionsgrenzwerte nach TA-Lärm im gesamten Plangebiet deutlich eingehalten.) Maß-
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nahmen zum Gewerbelärm sind daher auf Ebene des Bebauungsplanes nicht erfor-
derlich. 
 
Um die bestehende Belastungssituation an Rennbaumstraße und Stauffenbergstra-
ße sowie im Bereich des Kreisverkehrs nachhaltig zu mindern, kämen lediglich be-
bauungsplanübergreifende Maßnahmen wie beispielsweise weitere Geschwindig-
keitsbeschränkungen, Verkehrsverbot für Schwerlastverkehr und verkehrsberuhigen-
de Umbauten in Betracht. Solche organisatorischen Minderungsmaßnahmen können 
im Rahmen des Bebauungsplanes nicht geregelt werden.  
Aus städtebaulichen Gründen können im Bereich des gegenständlichen Kreisver-
kehrs keine aktiven Schallschutzmaßnahmen errichtet werden. Eine Errichtung akti-
ver Schallschutzmaßnahmen in den betroffenen Bereichen im Hinblick auf Lärm-
schutzwände würde bedeuten, diese müssten unmittelbar vor bestehenden Gebäu-
den errichten werden. Damit könnten unter anderem die Anforderungen an notwen-
dige Belichtungen und Belüftungen nicht mehr erfüllt werden. Darüber hinaus sind 
die notwendigen Flächenverfügbarkeiten für aktive Schallschutzmaßnahmen im 
Plangebiet nicht gegeben. Auch andere Maßnahmen des aktiven Schallschutzes, wie 
Einhausung oder Verlegung der Straße in einen Tunnel, kommen nicht zuletzt im 
Hinblick auf unverhältnismäßige Kosten und stadtgestalterische Aspekte nicht in Be-
tracht.  
 
Im Bereich des Plangebiets werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV 
auch nach Umsetzung des Vorhabens weiterhin überschritten. Die vorhandene Ge-
räuschsituation wird sich sowohl tagsüber als auch nachts an der Rennbaumstraße 
westlich des Kreisverkehrs und an der Dechant-Krey-Straße um etwas mehr als 1 dB 
verbessern, während sich die Beurteilungspegel an der Rennbaumstraße östlich des 
Kreisverkehrs geringfügig um maximal 0,2 dB erhöhen.  
 
Bei der Berechnung der Beurteilungspegel nach Ausbau des Kreisverkehrs und Her-
stellung des zweiten Bypasses Stauffenbergstraße/Rennbaumstraße werden Werte 
von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts und damit die Schwelle, ab der eine Ge-
sundheitsgefährdung regelmäßig zu vermuten ist, im Plangebiet nicht mehr erreicht. 
 
Zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden im parallel betriebe-
nen Bebauungsplan daher für die allgemeinen Wohngebiete passive Schallschutz-
maßnahmen an Außenbauteilen (z. B. Fenstern) von Aufenthaltsräumen entspre-
chend den Vorgaben der DIN 4109, Schallschutz im Hochbau (Januar 2018), festge-
setzt.  
 
In Bezug auf den Immissionsschutz kann vor dem Hintergrund der vorgenommenen 
Untersuchung und der Festsetzungen im parallel betriebenen Bebauungsplan grund-
sätzlich davon ausgegangen werden, dass den allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plangebiet in einem ausreichenden Maße 
Rechnung getragen wird. 
 
Mit Umsetzung der Planung ergibt sich keine Verschärfung der vorhandenen Immis-
sionssituation. Da die Grundstücke im Bestand bereits bebaut sind, werden in Folge 
der Umsetzung des Bebauungsplanes auch für die Nachbarschaft keine nachteiligen 
schalltechnischen Auswirkungen z. B. eine maßgebliche Zunahme des Kfz-Verkehrs 
erwartet. 
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Zu Boden/Altlasten  
Mit Verweis auf eine orientierende Untersuchung des Altstandorts aus dem Jahr 
2014 und eine entsprechende fachliche Stellungnahme der Unteren Bodenschutzbe-
hörde wurde im Rahmen des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens keine 
weiterführende Bodenuntersuchung durchgeführt. Aus den vorliegenden Untersu-
chungsbefunden geht hervor, dass eine potenzielle Gefährdung von Schutzgütern 
aufgrund der im Bestand vorhandenen Oberflächenversiegelung und der kleinräumi-
gen Ausdehnung der festgestellten Belastung nicht gegeben ist.  
 
Die Fläche wird im parallel betriebenen Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 
BauGB gekennzeichnet, und es wird auf das Untersuchungs- bzw. Abstimmungser-
fordernis im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren verwiesen.  
 
Folglich kann mit der Umsetzung des parallel betriebenen Bebauungsplanes davon 
ausgegangen werden, dass eine Gefährdung der Schutzgüter nicht zu erwarten ist. 
 
 
Zu Wasser  
Zum einen wurde im Rahmen des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens ein 
fischkundliches Gutachten erstellt und zum anderen ein Nachweis der Hochwasser-
neutralität erbracht. Weitere Abstimmungen, auch zu bereits vorliegenden Genehmi-
gungstatbeständen nach dem Wasserrecht, können im Bauantragsverfahren erfol-
gen. 
 
Ziel der EU-Wasserrahmenrichtlinie ist eine systematische Verbesserung des ökolo-
gischen und chemischen Zustands aller Gewässer bzw. die Vermeidung einer zu-
sätzlichen Verschlechterung des Gewässerzustands.  
Die Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie und die Hochwasseraspekte werden 
den Ergebnissen der beiden Untersuchungen entsprechend berücksichtigt. 
 
Um den ökologischen und chemischen Zustand des Gewässers zu verbessern und 
die Durchwanderbarkeit für Fische sowie aquatische Kleinstlebewesen (Makro-
zoobenthos) zu erleichtern, soll gemäß Gutachten die Rauigkeit der Sohle des 
Durchlassbauwerks erhöht werden und damit die Fließgeschwindigkeit des Gewäs-
sers reduziert werden. Hierzu wird vorgeschlagen, die Fließgeschwindigkeit durch ein 
Raugerinne mit Störsteinen oder künstlichen Elementen im Bereich des Durchlass-
bauwerks und darüber hinaus flussaufwärts in Richtung Talstraße zu reduzieren.  
 
Die hydraulische Leistungsfähigkeit wird in Folge einer Umgestaltung im beschriebe-
nen Abschnitt von rund 93 m ab bestehender, nördlicher Kante des Durchlassbau-
werks nicht wesentlich verändert. In der Worst-Case-Betrachtung für den Nachweis 
der Hochwasserneutralität wurde von einer noch höheren Rauigkeit ausgegangen, 
die im Ergebnis keine Vergrößerung im Vergleich zur im Bestand vorhandenen, ge-
ringen Ausdehnung der ermittelten Überflutungsflächen führt. Das Retentionsvolu-
men wird durch die Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich nicht reduziert.  
 
Ein Hinweis zur hochwasserangepassten Ausführung von baulichen Anlagen wird 
dennoch im Sinne des vorbeugenden Hochwasserschutzes in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  
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In einer zweiten Stufe des fischkundlichen Gutachtens wurden Umsetzungsmaß-
nahmen zur Verbesserung der ökologischen Durchgängigkeit des Wiembachs unter-
sucht. Im Bestand wird der Zustand des Wiembachs gemäß Fachgutachten insge-
samt und der ökologische Zustand der Fischfauna als mäßig bzw. unbefriedigend 
bewertet. 
 
Durch die Umsetzung von Maßnahmen an der Beschaffenheit der Sohle des Wiem-
bachs wird es den relevanten Arten erleichtert, sich im Durchlassbauwerk zu orientie-
ren und dieses gegen die Strömung zu durchschwimmen. Die Bestandsituation wird 
für die Migration talaufwärts maßgeblich verbessert, außerdem können tiefere Berei-
che und Ruhezonen für leistungsschwache Individuen entstehen.  
 
Das fischkundliche Gutachten bestätigt, dass die Verlängerung des Durchlassbau-
werks um 80 cm auf eine zukünftige Länge von 58,8 m zu einer geringfügigen Ver-
schlechterung der ökologischen Durchwanderbarkeit führt. Die Durchgängigkeit des 
Durchlassbauwerks ist allerdings im Bestand bereits (stark) eingeschränkt. Im Fach-
gutachten werden daher Varianten zur Umgestaltung und zur Verbesserung der 
Durchgängigkeit untersucht. Im Ergebnis der Untersuchung wird unter Berücksichti-
gung der gewässerökologischen Aspekte und der technischen Umsetzbarkeit und 
Nachhaltigkeit die Realisierung eines Raugerinnes mit Störsteinen oder künstlichen 
Rauheitselementen empfohlen. Durch die Umsetzung dieser Maßnahmen kann die 
ökologische Situation im Vergleich zum Bestand maßgeblich verbessert werden.  
Gemäß Untersuchungsergebnissen aus dem fischkundlichen Gutachten und dem 
Nachweis der Hochwasserneutralität, soll die Ausbauqualität des Wiembachs im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes folgendermaßen gestaltet werden: 
Umgestaltung und Verbesserung der Sohlbeschaffenheit durch Raugerinne mit Stör-
steinen oder künstlichen Rauheitselementen. Durch die Umgestaltung werden der 
Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert. 
 
Eine Untersuchung der Drosselwirkung des Durchlassbauwerks Talstraße ist nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Sofern Anpassungen an diesem Brü-
ckenbauwerk vorgenommen werden, sollte ein erneuter Nachweis der Hochwasser-
neutralität in den angrenzenden Bereichen erbracht werden. Im Bereich des Gel-
tungsbereiches zwischen Talstraße und Durchlassbauwerk am Kreisverkehr liegt 
gemäß Gutachten zur Hochwassersituation der aktuell berechnete extreme Hoch-
wasserstand des Wiembachs noch rund 1 m unterhalb des Geländes, sodass hier 
kleinere Wasserspiegelanstiege schadensfrei verkraftet werden können.  
 
Die geplante, geringfügige Verlängerung des Durchlassbauwerks am Kreisverkehr 
führt zu einer marginalen, zusätzlichen Verdunklung in diesem Abschnitt des Wiem-
bachs. Im Rahmen des fischkundlichen Gutachtens wird auf vergleichbare Gewäs-
seruntersuchungen verwiesen, in denen bestätigt werden konnte, dass eine solche 
Beschattung für Fische kein Wanderungshindernis darstellt. Allein die veränderten 
Lichtverhältnisse im Durchlassbauwerk werden nicht zu einer Verschlechterung der 
ökologischen Durchgängigkeit führen. Eine Öffnung der Kreisverkehrsmitte ist somit 
weder aus artenschutzrechtlicher Sicht noch aus verkehrstechnischer und wirtschaft-
licher Sicht zu begründen. Das Erfordernis zur Untersuchung anderer Möglichkeiten 
zur Belichtung des Durchlasses (Tunnel) wird als nicht gegeben bewertet.  
 
Durch die Festsetzung von Grünflächen mit der Zweckbestimmung Bachtal (nördlich 
des Kreisverkehrs) und Bachbegleitgrün (südlich des Kreisverkehrs) sowie die mit 
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diesen Grünflächen verbundenen Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Entwick-
lung von Natur und Landschaft werden die Uferrandstreifen des Wiembachs pla-
nungsrechtlich gesichert und eine gewässeraufwertende Gestaltung vorbereitet. Im 
Bereich südlich des Kreisverkehrs kann die private Grünfläche planungsrechtlich 
ausgedehnt werden. Durch eine Rücknahme der versiegelten Flächen an der südli-
chen Zufahrt zum Grundstück Rennbaumstraße 58 kann dieser Bereich zukünftig als 
ergänzendes Bachbegleitgrün entwickelt werden. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die hydraulische Leistungsfähigkeit der Nieder-
schlagswassersysteme im Bestand ausreichend dimensioniert ist und diese auch die 
geringfügigen Veränderungen im Rahmen des Ausbaus des Kreisverkehrs und der 
baulichen Nachverdichtung in dessen Umfeld aufnehmen können. Für die geplanten 
Bauvorhaben ist im Rahmen der Baugenehmigung jeweils ein Entwässerungsnach-
weis zu führen. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung liegt keine Stellungnahme 
der Technischen Betriebe Leverkusen (TBL) vor. Seites des Trägers wurden somit 
keine Bedenken gegenüber dem Vorhaben eingebracht. Es wird davon ausgegan-
gen, dass sich im Zuge des Bebauungsplanes keine maßgeblichen Änderungen am 
Niederschlagswasserkonzept der TBL ergeben.  
 
 
Zu Abfall  
Die abfalltechnische Deklaration von Böden gemäß LAGA bzw. die ggf. erforderliche 
abfalltechnische oder deponiemäßige Entsorgung von Böden gemäß §§ 3 (1) und 
13 BauO NRW erfolgt im Rahmen von nachgelagerten Genehmigungsverfahren. 
Hierzu ist im Bebauungsplan eine Kennzeichnung enthalten. Folglich kann auf Ebene 
des Bebauungsplanverfahrens davon ausgegangen werden, dass keine wesentli-
chen negativen Auswirkungen zu erwarten sind.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Hinweisen zur Erstellung von Fachgutachten (Artenschutzprüfung, fischkundli-
che Untersuchung, Untersuchung der Kaltluft- und Durchlüftungsverhältnisse, lufthy-
gienische Untersuchung, Untersuchung der Hochwassersituation und schalltechni-
sche Untersuchung) wird gefolgt. Die Ergebnisse der Fachgutachten werden in den 
Bauleitplänen und im jeweiligen Umweltbericht berücksichtigt.  
 
Die weiteren Hinweise zu Natur- und Landschaft/Artenschutz, zu Klima/Luft und 
Wasser werden zur Kenntnis genommen. 
Den Hinweisen zur Sohlgestaltung und zur Anlage/Ausweisung/Sicherung von Ufer-
randstreifen für den Wiembach wird im parallel betriebenen Bebauungsplan gefolgt.  
Der Anregung zur Querschnittsvergrößerung des Durchlassbauwerks aus Hochwas-
serschutzgründen sowie zur Belichtung im Bereich des Tunnels wird im parallel be-
triebenen Bebauungsplan nicht gefolgt.  
 
Den Äußerungen zum vorbeugenden Immissionsschutz wird im parallel betriebenen 
Bebauungsplanverfahren gefolgt. Festsetzungen zu Vorkehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen wurden unter den textlichen Festsetzungen zum 
passiven Schallschutz in den im parallel betriebenen Bebauungsplan aufgenommen.  
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Den Äußerungen zu Bodenschutz und Abfall wird gefolgt. Eine Kennzeichnung der 
Altlastenfläche NE 2075 wird in den im parallel betriebenen Bebauungsplan aufge-
nommen.  
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I/B 32: Fachbereich 37 - Feuerwehr 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Darstellungsebene des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Zu 1: 
Im Rahmen des parallel betriebenen Bebauungsplanverfahrens werden neue Bau-
felder nur im Bereich von bestehenden baulichen Anlagen ausgewiesen, um diese 
planungsrechtlich zu sichern bzw. eine Nachverdichtung planungsrechtlich vorzube-
reiten. Eine ausreichende städtische Löschwasserversorgung ist bereits im Bestand 
vorhanden bzw. wird im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsplanung sicher-
gestellt werden.  
 
Zu 2: 
Die Erschließung der Grundstücke und baulichen Anlagen ist über öffentliche Stra-
ßenverkehrsflächen und private Zufahrten/Zuwege gesichert.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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I/C Äußerung der Fachbereiche 
 
I/C 1: Fachbereich 36 - Bürger und Straßenverkehr 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Verkehrsrechtlich bestehen gegen die Planung keine Bedenken. Der Fachbereich 
wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/C 2: Fachbereich 660 - Tiefbau 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die vorliegende Ausbauplanung „Endausbau Kreisverkehr Stauffenbergstraße“ der 
Stadt Leverkusen, Fachbereich Tiefbau wurde bei den beabsichtigten Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes und den Festsetzungen des parallel betriebenen Be-
bauungsplanes, insbesondere bei der Dimensionierung der festgesetzten öffentli-
chen Straßenverkehrsfläche zu Grunde gelegt. 
 
Der Fachbereich Tiefbau, Abteilung Verkehrs- und Straßenbauplanung wird am wei-
teren Verfahren beteiligt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/C 3: Fachbereich 660 - Straßenplanung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die vorliegende Ausbauplanung „Endausbau Kreisverkehr Stauffenbergstraße“ der 
Stadt Leverkusen, Fachbereich Tiefbau wurde bei den beabsichtigten Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes und den Festsetzungen des parallel betriebenen Be-
bauungsplanes, insbesondere bei der Dimensionierung der festgesetzten öffentli-
chen Straßenverkehrsfläche zu Grunde gelegt. 
 
Die Möglichkeiten zur Öffnung des Durchlassbauwerks für die Belichtung des Wiem-
bachs soll vor dem Hintergrund des im Rahmen des fischkundlichen Gutachtens 
festgestellten, fehlenden Erfordernis für den Artenschutz nicht weiterverfolgt werden. 
Für die Umsetzung und zur Verbesserung der ökologischen Durchgängigkeit des 
Wiembachs sind Maßnahmen an der Sohlbeschaffenheit des Durchlassbauwerks 
vorgesehen, die keine Querschnittsvergrößerung oder sonstige bauliche Änderungen 
an den bestehenden Zwangspunkten des Konstruktionsbauwerks (z. B. Lage oder 
Höhe) begründen. Eine Beeinträchtigung des Verkehrs und der städtischen Entwäs-
serungsanlagen durch ggf. erforderliche ökologische Maßnahmen am Durchlass-
bauwerk können ausgeschlossen werden.  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden die Technischen Betriebe Lever-
kusen (TBL) beteiligt, eine Stellungnahme liegt nicht vor.  
 
Der Fachbereich Tiefbau sowie auch die TBL werden am weiteren Bauleitplanverfah-
ren sowie an der weiteren Ausführungsplanung zum Straßenausbau im Anschluss an 
die Bauleitplanverfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen 
 


